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» « »« asoreis : Monatlich 8.85 RM . rinfchl . Zustellgebühr. — Einzelnummer 10 Rpf . — « »« »tag» 15 Rpf . — « nzeigengebühr lt Rpf . für 1 mm Höhe und ein Siebentel Breit«, » rief« und Gelder frei . Bei Wieder-

holunaen tarifsester Rabatt , der al» Ikafsenrabatt güt und verweigert werde« kann , wenn nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Amtlich « Anzeigen find direkt an die Geschäftsstelle der Karls-

ruher Leitung, Badischer Staatsanzeiger , Karl -Frirdrich-Straße 14, zu sende« «. werden in Vereinbarung mit dem Ministerium de» Innen » berechnet . Bei Iklageerhebung, zwangsweiserBeitrribunz» und Konkursverfahrenfällt der

Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Fall« von höherer Gewalt^ Streik, Sperre , « «»sperrung, Maschinenbruch , Betriebsstiirung im eigenen vetrieb »der in denen unserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüche ,

fall« die Leitung verspätet , in beschränktem Umfange «der nicht erscheint . — Für telephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen. Unverlangte Drucksachen und Manustript« werden nicht zurückgrgeben

und es wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen. Abbestellung der Zeitung kan» nur je bi» 25. auf Monatsschluß erfolgen. — Beilagen zur Karlsruher Zeitung, Badischer Staatsanzeiger

Zentralhandelsregtster für Baden, Badischer Zentralanzeiger für Beamtr, Wissenschaft und Bildung, Badische Kultur und Geschichte, Badisch« Wohlfahrtsblätter , Amtliche Berichte über di« Verhandlungen des Badischen Landtag»;

Amtlicher Teil
Aufbringung zur Jndustriebeluftuug

Nachdem sich herausgestellt hat, daß das Betriebsver¬

mögen der aufbringungspflichtigen Unternehmer größer
ist , als zunächst angenommen werden konnte , hat die

Reichsregierung durch eine neunte Durchführungsverord¬
nung zum Aufbringungsgesetze die für den zweiten Teil¬

betrag der Jahresleistungen für das Kalenderjahr 1928

an die Finanzämter zu entrichtenden Beträge um 20 v.

H. herabgesetzt. Gleichzeitig ist der Zahlungstermin vom
15. Juni 1928 auf den 16. Juli 1928 hinausgeschoben
worden , um der Wirtschaft Geld nicht früher zu entziehen ,
als unbedingt notwendig ist. Bei der letzten Teilzahlung
hat sich gezeigt , daß die Unternehmer jetzt pünktlicher als

früher zahlen , so daß die Frist zwischen der Zahlung an

die Finanzämter und der Abführung des von der Jndu -

striebank an den Generalagenten für Reparationslei¬
stungen zu zahlenden Betrages verkürzt werden kann.

Die »Times- über die R-pa*<rtto«sfrag -
WTB . London, 13. Juni . In einem Leitartikel über Par¬

ker Gilberts Bericht sagt „Times " : Obgleich der DaweSplan
erfolgreicher gearbeitet hat , als von den Sachverständigen
erwartet werden konnte, ist das Reparationsproblem keines¬
wegs geregelt. Das fundamentale Problem der endgültigen
Festsetzung der deutschen Reparationsverpflichtungen muß in
Angriff genommen werden . Aber es ist zu befürchten , daß
diese Frage nicht geregelt werden wird, bevor das Jahr der
Standardannuitäten erreicht ist . Gegenwärtig ist kein Zeichen
sichtbar , daß Frankreich, der größte Reparationsgläubiger ,
bereit ist, in neue Erörterungen für eine endgültige Regelung
einzutreten , mit der seines Erachtens die Frage seiner eigenen
Kriegsschuldzahlungen untrennbar verbunden ist, und es wird
allgemein zugegeben, daß eine endgültige Festsetzung der deut -
schen Verbindlichkeiten eine beträchtliche Verminderung der
bisher genannten Zahlen mit sich bringen wird . Frankreich
wird aber besser in der Lage sein, an einer Erörterung teil¬
zunehmen , wenn es seinen eigenen finanzielle « Wiederaufbau
beendet hat , was in diesem Jahre erwartet werden kann . Die

Ergebnisse der im kommenden Standardjahr erlangten Repa¬
rationen werden im Lichte der Erfahrung der vorausgegan -

genen Jahre eine entsprechende ' Grundlage bieten , auf der
eine Formel für die Kapitalisierung der jährlichen Zahlungs -

fähigkeit Deutschlands erreicht werden kann . „Times " führt
aus , daß die Regelung für die Gläubiger ebenso wie für den
Schuldner Vorteile bringe .

3>U Immunität der kommunistischen Reichs¬
tagsabgeordnete» und Leipziger Prozeß

BDZ . Berlin , 13. Juni . (Tel .) Den in dem Leipziger Pro¬
zeß gegen die kommunistische Zentrale verwickelten kommu¬
nistischen Reichstagsabgeordneten ist es , wie das Nachrichten-
büro des VDZ . erfährt , gelungen , trotz der polizeilichen
Maßnahmen das Reichstagsgebäude noch im Laufe des heu¬
tigen Vormittags zu betreten , so daß sie dem polizeilichen
Angriff entzogen sind . Mit dem Augenblick der Eröffnung
der ersten ReichstagSsihung beginnt außerdem der Schutz
ihrer Immunität .

Drntsch-polnischr Wirtschaftsverhandlung-n
WTB . Paris , 13. Juni . (Tel .) Der polnische Außenminister

Aalefki äußerte über die deutsch -polnischen Wirtschaftsver¬
handlungen , daß man immer wieder auf die Klippe der land¬
wirtschaftliche« Frage « stoße . Man müsse hoffen, daß die
neue deutsche Regierung entgegenkommender sein werde.

Dt- »Atalia- «Mannschast in Rot
Es steht nunmehr einwandfrei fest , daß die Mannschaft der

Jtalia bei der Landung in drei Gruppen geteilt worden ist.
Es fehlt sowohl an Brennstoff , als auch an Proviant . Be¬
sonders bemerkbar macht sich der Mangel an Medikamenten .
Ob die Schiffbrüchigen über Gewehre und Munition ver¬
fügen, ist nicht bekannt . Sie versuchen mit allen Mitteln , zu
Fuß Land zu erreichen. Am Dienstag traf die Mitteilung
ein , daß ein Mechaniker bei der versuchten Landung ver¬
schwunden ist. Wahrscheinlich ist derselbe ertrunken . Die
letzten Meldungen lassen klar erkennen , daß die „Jtalia "

fick losgerissen hat und in unbekannter Gegend vor dem Winde
treiben muß . Der größte Teil der Nahrungsmittel und Aus -
rüstungsgegenstände befindet sich- auf dem Luftschiff, so daß
alle drei Gruppen auf dem Eise notleiden müssen. Lützow-
Holm befindet sich jetzt auf seinem Landeplatz an der Mosell -
Bay und wartet darauf , daß ihm neues Benzin und Ol ge¬
bracht wird . Bon der .Hobby

" aus soll eine Hundeschlitten-
Expedition nach der Mosell-Bay geschickt werden .

Nach den neueren Berichten wird die Lage Nobiles als sehr
kritisch betrachtet. Nobile selbst meldet : Das Luftschiff ist ver-
loren . Zwei unserer Begleiter haben die Beine gebrochen. Bei
der Annäherung von Flugzeugen werden wir Rauchwolken
aufiteigen lassen und mit der Signalpistole feuern . Die Le-
benSmittel können wir mit Notrationen 60 Tage strecken . ES
fehlen uns Schuhe, Gewehre , Munition , Rettungsboote ,
Schlitten , Medikamente, Ofen und Zigaretten . Wir werden
die Funksprüche immer empfangen können, aber infolge der
Erschöpfung der Akkumulatoren werden wir in wenigen Ta -
gen nicht mehr senden können. Wir bitten dringend um drei
Rettungsboot «.

Letzte Nachrichten .
Langsamer Fortgang der « egierungs -

bUdung
M . Berlin , 13. Junt . (Priv .-Tel .) Der Reichspräsident

hat bei der Betrauung Hermann MüllerS mit der Bildung
des Kabinetts dringend gebeten, mit äußerster Be¬
schleunigung vorzugehen. Darauf wurde ihm sofort er¬
widert , daß nach den erheblichen Schwierigkeiten
voraussichtlich die Regierungsbildung einige Tage in Anspruch
nehmen wird . Der heutige Tag dürfte voraussichtlich über¬
haupt keineFortschritte bringen , da die Deutsche Bolks-

partei ihre Mitglieder der Reichs- und Landtagsfraktion erst
auf heute abend rinberufrn hat. Inzwischen hat übrigen »

Minister CnrtiuS mit Hermann Müller Fühlung genom¬
men. Die Forderungen der Deutschen Bolkspartei beziehen
sich einmal anf die Bildung der preußische» Regierung , dann

auf die Reichswehr, namentlich auf den Bau des Panzer¬
kreuzers A, ferner auf wirtschaftliche Bereinbarungen , in
erster Linie auf die Arbeitszeit . In diese « Punkte « bestehe «
noch ziemlich erhebliche Meinungsverschiedenheiten . Dazu
kommen die Forderungen der bayerischen Bolkspar¬
tei , die Garantien für die Erhaltung der HoheitSrechte der
Länder verlangen . Infolgedessen besteht die Ansicht , daß in
dieser Woche es kaum noch zur Regierungsbildung komme«
wird. *

Die zwischen den Unterhändlern der sozialdemokratischen
Reichstagsfraktion unter Führung des Abg . Müller -Franken
und den Unterhändlern des Zentrums unter Führung des Abg .
v . Guörard gepflogenen Verhandlungen nahmen ziemlich zwei
Stunden in Anspruch . Zwischen diesen Parteien wurde , wie
das Nachrichtenbüro des VDZ . hört, zunächst verhandelt , weil
beide Fraktionen sich schon über ihre Forderungen im Klaren
sind . An den Verhandlungen zwischen Sozialdemokraten und
Zentrum gelang es in gewissen Punkten eine Berständigung
zu erzielen .

Die „Vossische Zeitung " meldet : Die Unterhaltung zwischen
Müller -Franken und dem Fraktionsführer der WirtschaftS-
partri , Abg . Drewitz, war nach wenigen Minuten im nega¬
tivem Sinne abgeschlossen.

*
Im St .-Hedwitzs -Dom zu Berlin fand heute früh ein foier.

liches Hochamt für die katholischen neuen Reichstagsabgeord¬
neten statt , das von dem Abg . Pfarrer Ulitzka (Ztr . ) zelebriert
wurde . Die katholischen Abgeordneten, namentlich der Zen -
trumsfraktion und der Bayer . Volkspartei , waren vollzÄhlig
erschienen, ebenso die Minister . Man sah u . a . Reichskanzler
Pr . Marx , Reichskanzler a . D . vr . Wirth , Minister l)r. Brauns ,
Minister a . D . Or. Stegerwald . Nach dem Hochamt begaben sich
die Abgeordneten sofort zum Reichstag, wo heute alle Frak¬
tionen Sitzungen abhalten .

Di- Bildung d-s R-ichstagsprästdiumS
M . Berlin , 13. Juni . (Priv .-Tel .) Das Präsidium des

Reichstags wird eine erhebliche Umbildung erfahren , da der
deutschnationale Vizepräsident Graef Thüringen ) nicht mehr
kandidiert . Die Deutsche Volkspartei verliert ihren Präsiden -
tensttz . *

Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion hat beschlossen ,
für den Posten des Reichstagspräsidenten wieder den Abge¬
ordneten Löbe vorzuschlagen. Die Fraktion wird der Wahl
eines kommunistischen Vizepräsidenten — als viertstärkste
Fraktion erheben die Kommunisten wie im Landtag auch im
Reichstag Anspruch auf den Posten des dritten Vizepräsidenten
— unter der Voraussetzung zustimmen, daß sich die Kommu¬
nisten verpflichten, die Bestimmungen der Geschäftsordnung
zu achten, und daß sie auch für die Ansprüche der anderen
Parteien , die entsprechend ihrer Stärke Präsidenten stellen,
eintreten . * i

Heute, Mittwoch, nachmittag 3 Uhr, tritt der neugewählte
Reichstag zusammen . Die Drutschnationalr Reichstagfraktion
beschloß, den Blättern zufolge, die Neuwahl des Vorstandes
auf etwa 3—4 Wochen auszusetzen, um in der Zwischenzeit
die Erfahrungen des Wahlkampfes zu sichten , und auf Grund
dieser Prüfung die Frage der Reorganisatton von Partei und
Fraktion zu erwägen . BiS zur Neuwahl des Vorstandes wird
der bisherige Vorsitzende , Graf Westarp, die Geschäfte der
Fraktton provisorisch weiterführen .

Dt- R-gi-rnngSblldung in Preußen
VDZ . Berlin , 13 . Juni . (Tel .) Die Erweiterung der preu¬

ßischen Staatsregierung durch Hinzuziehung der Deutschen
BokkSpartei wird, wie dem Nachrichtenbüro des BDZ . ver¬
sichert wird, nicht vor dem preußischen Sommunalwahle «,
also nicht vor dem Herbst dieses Jahres , durchgeführt werden
können. Die Sozialdemokraten werden, wie « etter verlautet ,
im Falle der Bildung einer Regierung der Großen Koalition
in Preußen auch eine größere Zahl von Ministerposten unter
Berufung auf ihre Fraktionsstärke verlangen .

Di- d-utsch-Sst-rr-tchischenHarrd-löv- rtrags -
v-rhandlnng-n

dl . Berlin , 13. Juni . (Priv . -Tel .) Wie wir erfahren , wer »
den die deutsch-österreichischen Handelsvertragsverhanolunge »
schon in nächster Zeit wieder ausgenommen werden.

* Dermann Müller und die
Regierungsbildung

Der Reichspräsident , Herr von Hindenburg . hat den
Vorsitzenden der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion ,
den Abgeordneten Hermann Müller -Franken, mit der
Bildung der Reichsregierung beauftragt . Damit tritt
eine Persönlichkeit wieder in den Vordergrund des poli¬
tischen Geschehens, die schon einmal das Amt des Reichs¬
kanzlers bekleidet hat.

Hermann Müller ist seinem Geburtsort nach Badener :
er wurde 1876 in Mannheim geboren. Sein Vater war
Fabrikdirektor . Schon mit jungen Jahren hat er sich der
Sozialdemokratischen Partei angeschlossen . Im Juni
1919 wurde er als Nachfolger des Grafen Brockdorff
Reichsminister des Äußeren und Unterzeichnete den Frie¬
densvertrag . Nach dem Kapputsch im März 1920 wurde
er Reichskanzler , mußte jedoch bereits im Juni desselben
Jahres mit seinem Kabinett zurücktreten , da die Wei¬
marer Koalition die Mehrheit im Parlament verloren
hatte .

Daran , daß es Hermann Müller verhältnismäßig rasch
gelingen wird , sein Kabinett zu bilden , ist wohl kaum zu
zweifeln . Natürlich find noch mancherlei Schwierigkeiten
politischer und persönlicher Natur zu überwinden . Aber
einstweilen besteht jedenfalls bei allen Parteien , die für
die Große Koalition in Frage kommen, die feste Absicht ,
den Verlauf der Dinge zu beschleunigen.

Erfreulich ist die Tatsache, daß nicht nur das Zentrum ,
die Demokraten und die Deutsche Volkspartei zur Mit¬
arbeit bereit sind , sondern daß auch die Bayerische Volks¬
partei , die Deutsche Bauernpartei und die Wirtschafts¬
partei ihre Bereitwilligkeit zur Mitarbeit erklärt haben.
Wenn es noch etwas geben könnte, was die tiefe Enttäu¬
schung über die Politik der Deutschnationalen illustrieren
könnte , so ist es das Verhalten dieser Parteien , denen
man bisher eine besondere Vorliebe für die Sozialdemo¬
kratie gewiß nicht nachsagen konnte . Eine solche Vorliebe
ist ja wohl auch heute nicht anzunehmen . Aber es hat sich
doch insofern ein bedeutsamer Wandel in den Anschauun¬
gen dieser Parteien vollzogen , als man jetzt die Sozial¬
demokratie prinzipiell als bündnisfähig betrachtet .

Hermann Müller hat also Teilhaber für die Große
Koalition genug zur Verfügung . Für ihn kommt es jetzt
vor allem darauf an, ein Regierungsprogramm zu ent¬
werfen , welches so beschaffen ist, daß alle Partner es un¬
terschreiben können. Bisher hat man den Eindruck ge¬
winnen müssen , daß die Sozialdemokratie ihre Mac^ posi-
tion nicht über Gebühr betont. Im Gegenteil ! Es liegt
eine ganze Menge von Äußerungen vor , die deutlich zei¬
gen , daß sich die Sozialdemokratie der Notwendigkeit
einer Koalitionspolitik vollkommen bewußt ist.

Angenehm auffallen mußte es , daß von der sozial¬
demokratischen Presse sowohl Reichsaußenminister Strese -
mann , wie Reichswirtschaftsminister Curtius , die beide
der Deutschen Volkspartei angehören , in höflicher Weise
aufgefordert wurden , auch in dem neuen Kabinett auf
ihren Ministerplätzen zu bleibeiK Und neuerdings wird
gemeldet , daß der dem Zentrum angehörende Reichs¬
arbeitsminister Brauns gleichfalls von sozialdemokra¬
tischer Seite gebeten worden ist, sich wieder für sein Amt
zur Verfügung zu stellen.

Eine solche Methode ist geeignet , schwerere Komplika¬
tionen auszuschließen und die unausbleiblichen Schwie¬
rigkeiten politischer und personeller Art auf ein Mindest¬
maß zu beschränken . Diese Schwierigkeiten sind, wie
schon angedeutet , vor allem in der Herstellung eines für-

alle Koalitionspartner erträglichen Regierungspro¬
gramms zu suchen . Hier haben nun bereits die Bespre¬
chungen und Verhandlungen unter de« Parteien selbst
eingesetzt.

Wenn alle Koalitionsteilnehmer mit der gebotenen
Einsicht und Mäßigung verfahren , wird es sicherlich mög¬
lich fein , in Bälde ein brauchbares Programm aufzustel¬
len . Eine große Schwierigkeit besteht ja heute überhaupt
nicht mehr , nämlich die, alle Koalitionspartner wirklich
fest auf dem Boden der Republik zusammenzuführen .
Über diese Dinge braucht nicht mehr gestritten zu werden :
es ist selbstverständlich, daß alle Parteien , die sich an der
großen Koalition beteiligen , den republikanischen Grund¬
charakter unseres Berfaffungslebens bejahen. Dieser Um¬

stand schließt schon von Anfang an Mißtrauen und Arg¬
wohn aus .

Was die Besetzung der Ministerposte« betrifft , so wer¬
den sich vielleicht auch hier noch einzelne Schwierigkeiten



ergeben . Nachdem aber die Sozialdemokratie selbst dieHerren Stresemann , Curtius und Brauns höflich einge¬laden hat , wird man fich über die Vergebung der anderenMinifterämter nicht allzu schwer einigen können, zumalauch das Verbleiben des Herrn Groener in seinem Amtals Reichswehrminister von alle » Seiten gewünscht wird .Nicht ganz einfach wird die Ernennung des Reichsfinanz¬ministers sein.
Daß die Deutschnationalen von der ganzen Entwick¬lung wenig erbaut sind und im Augenblick alles tun , umder neuen Koalition Hindernisse in den Weg zu legen ,wir - maü — so, wie nun einmal die politische Kampf¬moral beschaffen ist — durchaus begreifen . Zunächst siehtes nicht so aus , als ob sie mit ihren Manövern irgendwoernstlich Glück haben könnten . Im übrigen scheinen sieeine Reorganisation im Innern durchzumachen: manspricht davon, daß Graf Westarp durch eine andere Per¬sönlichkeit im Amt des Parteivorfitzenden ersetzt wer¬den soll.

Ei « Gesetzentwurf über die Umschuldung- «Hilfe für die LandwirtschaftDie badische Regierung hat dem Landtag soeben einen Ge¬setzentwurf über Umschuldungshilfe für dir Landwirtschaft zu¬gehen lassen. In Artikel 1 wird die Regierung ermächtigt,sich neben dem Reich mit zwei Drittel an einer Organisation(Treuhandstelle ) zu beteiligen , welche die Aufgabe hat , gemäßden Richtlinien für die Hilfsmaßnahmen des Reiches für Um»schuldungskredite inländische Kreditinstitute bei der Durch¬führung der Umschuldung drückender landwirtschaftlicherSchulden durch geeignete Maßnahmen zu unterstützen unddazu erforderlichenfalls Grundstücke in der Zwangsversteige¬rung unmittelbar oder mittelbar zu erwerben . Der Gesamt¬betrag an Umschuldungsdarlehen, für die der Treuhandstelledie b^ eichneten Aufgaben obliegen, darf die Summe von achtMllionen Reichsmark oder Goldmarl nicht übersteigen.Im Artikel 2 des Gesetzes werden die Minister des Innernund der Finanzen mit der Ausführung dieses Gesetzes beauf¬tragt . Der nach Artikel 1 erforderliche Aufwand ist unter denim Staatsvoranschlag für die Förderung der Landwirtschaftvorgesehenen Mitteln zu verrechnen.Aus der Begründung zu dem Gesetzentwurf geht hervor , daßauch in Baden ein Bedürfnis für eine Umschuldung der badi¬schen Landwirischaft nicht bezweifelt wird . Die Badische Land¬wirtschaftskammer schätzt die kurzfristigen kleinen Schuldenan Geschäftsleute, an rückständigen Steuern usw . auf etwa88 Millionen Reichsmark. Von diesen Personalkrediten er¬achtet sie eine Summe von 12 bis 18 Millionen Reichsnmrkfür umschuldungsbedürftig . Die Treuhandstelle selbst soll mög¬lichst einfach in Form einer G . m . b. H. gestaltet werden.
Ministerpräsident Brau « vor dem PreußischenLandtag

Ministerpräsident s) r. Braun wies im preußischen Landtagmit großer Schärfe die kommunistischenAngriffe auf die Polizeizurück. Di« Polizei müsse sich gegen unmäßige Beschimpfungenschützen können. Der Ministerpräsident wendet sich dann gegendie Angriffe des Abg . Kube auf den Justizminister und vonlauten Kundgebungen der Rechten unterbrochen — gegen dieAusführungen des Abg . Baecker . Unhaltbar sei die von denDeutschnationalen vertretene Auffassung, daß die jetzige preu¬ßische Regierung verfassungswidrig sei. Wenn die Deutschna¬tionalen von der Richtigkeit ihres Standpunktes überzeugtwären , dann hätten sie seinerzeit den ihnen erteilten Rat be¬folgen und den Staatsgerichtshof anrufen können. Die vonden Tieutschnatioualen als Wahlboeinflufsung bezeichnete Ver¬breitung der Hirtsieferrede habe jedenfalls die Wähler vonden wirklichen Taten der Regierung unterrichtet und nütz¬licher gewirkt als die Verdrehungen der Oppositionspreffe, diesachlich dagegen nichts Vorbringen konnte. Unter großem Lärmder Rechten geht Op Braun dann aus die deutschnationaleWahlagitation ein und verliest Kundgebungen , in denen denGrundbesitzern geraten wird, jeder Landarbeiterfwmilie einenTaler zu stiften , um sie zur deutschnationaen Stimmabgabezu verunlaffen.

Hoovers Aussichten für die Präfidentschafts -kauvidatur steige«über den voraussichtlichen Ausgackg der RepublikanischenKonvention in Kansas Cich herrscht im Augenblick noch keinevöllige Gewißheit . Aus dem hartnäckigen Stillschweigen desPräsidenten Eoolidgr wird allgemein geschloffen , daß er auferneute Aufstellung verzichten wird . Dagegen mehren sich tag¬täglich die Stimmen derer , die an eine Kandidatur des Han »delSministers Hoover glauben . Wen Schatzsekretär Mellonunterstützen wird, steht noch nicht fest . Man ist der Ansicht ,daß sein« Entscheidung für die Republikanische Konventionausschlaggebend sein dürfte .

Unregrlmüßigkeiten bei der Reichsbahndirektion Dresden .Wie WTB . meldet, fft mjn bei der Reichsbahndirektion Dres¬den größeren Unregelmäßigkeiten auf die Spur gekommen.Tie Ermittlungen häben bisher dazu geführt , daß der Reichs¬dahnbaurat in der Reichsbahlck >irektion Dresden , Nicolai, undder Reichsbahnobersekretär Bieweg vorläufig ihres Amtesenthoben wurden . Den „Dresdner Neuesten Nachrichten" zu¬folge handelt es sich um von Nicolai mit Unterstützung Vie¬wegs ohne Genehmigung der Behörde an eine Firma verkaufteLizenzen, wofür diese Firma 1001X1 bis 12 000 Ml Lizenz¬gebühren an Nicolai zahlte . Die Reichsbahndirektion hat dieAngelegenheit der Staatsanwaltschaft übergeben.
Die Ursache der Eisrnbahnkatastrvphe noch ungeklärt . Wieaus Nürnberg gemeldet wird, ist die fortgesetzte Untersuchungan der Unfallstelle des Siegelsdorfer Eisenbahnunglücks er¬gebnislos verlaufen . Die Ursache der Entgleisung konnte nochnicht aufgeklärt werden.

Im Zeichen der Abrüstung . Das englische Luftministeriumhat eine Anzahl Bombardierungsflugzeuge bereitgestellt, dieüber einen Aktionsradius von 1200 bis 1500 Meilen verfügen.Generalstreik der griechische« Tabakarbeiter . In einer gro¬ßen Anzahl von Provinzen in Griechenland befinden fich dieTabak«ickeiter im Generalstreik . Wo es zu Kundgebungender Ausständigen kam , stellte die Gendarmerie die Ordnungwieder her.
Die Jagd nach dem Alkohol . Das Recht der amerikanischenKüste«wachischifte , ausländische Alkvholschmuggelschifte auchaußerhalb der 12-Meilen -Zone zu beschlagnahmen, wenn sievoicher innerhalb dieser Zolle zmn Halten aufgefordert waren ,ist vom Bezncksberufungsgericht bestätigt worden.H«nge«Sn»t in Brasilien , An Rordosten Brasiliens herrschtInfolge der anhaltenden Dürre eine Hungersnot , über 100Messiheu sind verhungert , auch viel Vieh ist umgekommen.II

» «»»»Inbruch an der Ren..U»rkrr Fondsbörse . An derFondsbörse kam es am Dienstag zu einem KurSeinbruch imAusmaße von 1—20 Dollar , wofür in der Hauptsache nebender Kündigung von 15 Millionen Dollar Tagesgeld durch dieGroßbanken die Ungewißheit über den Ausgang der kommen¬den Präsidentenwahlen maßgebend war . Die Ausgabebewe¬gung hafte einen derartigen Umfang, daß der Kursticker amSchluß des Verkehrs mit dem Melden der Kurse über eineStunde im Rückstände war .
Tfchangtsvlin gestorben? In Tokio liegen Meldungen vor,nach denen Tschangtsolin gestorben sei. Eine Bestätigung dieserMeldungen ist nicht zu erhalten gewesen.

Badischer Teil
Vadiscver Landtag

DZ . Karlsruhe , 13. Juni .. Reue Eingänge liegen nicht vor.Die
Einzelberatung über das Budget deS Innenministeriumswird fortgesetzt.Das Haus stimmt zunächst der Änderung einiger Etatposi -" vnen zu, wie sie sich aus dem Personalanhang ergibt .Nachträgliche Genehmigung findet ferner die Anforderungvon 125 060 Ml zur Bekämpfung der Tuberkulose , nachdemder Antrag Sichert (Ztr .) auf Verwendung von 39000 Mlfür den Ausbau der Kinderheilstätte Friedenweiler zurück¬gezogen ist.

Es folgt die Beratung des Titels IX ,
. Heil- und Pflrgeanstalten .Abg . Arnold (Soz .) bringt den Übelstand zur Sprache , daßungefährliche Geisteskranke, Geistesschwache und Idioten indie Kreispflegeanstalten eingewiesen würden . Es sei ein nie¬derdrückendes Gefühl für dre gesunden Insassen , mit solchenPersonen in einem Raume zusammenleben zu müssen. Manmöge die Heilanstalten so ausbauen , daß sie die Geistesschwa¬chen und Idioten selbst unterbringen können. -Abg . Heymann (Komm. ) beantragt Streichung aller Aus¬gaben für kirchliche Bedürfnisse und beschäftigt sich dann mitder Lage des Anstaltspersonals .Ministerialdirektor Föhrenbach erklärt , die Überweisx tgenin die Kreispflegeanstalten erfolgten , um die Heil- undPflegeanstalten , deren Insassen stark zugenommen haben , zuentlasten . Die Aufnahme geschieht nach Maßgabe der Satzun¬gen. Es dürfte zu empfehlen sein, daß man innerhalb derKreispflegeanstalten eine Trennung vornimmt . Es handeltsich in der Hauptsache um eine Geldfrage , und darum ist esbedauerlich, dem Wunsche des Abg . Arnold keine Rechnungtragen zu können.Der Abg . Heymann will die Streichung der Ausgaben fürkirchliche Bedürfnisse. Dazu nur ein Wort : Sämtliche Arzteund Psychiater sind sich darüber völlig klar, daß gerade dieSeelsorge einen wesentlichen Faktor zur Wiederherstellungder Gesundheit bildet (Hört ! Hört ! im Zentrum ) . Mit demAntrag der Koalitionsparteien , zu prüfen , ob die Dienstzeitdes Anstaltspersonals verkürzt werden kann, ist die Regie¬rung einverstanden . Auch hier dreht es sich in der Haupt¬sache um eine finanzielle Frage .Die kommunistischen Anträge werden darauf abgeledat ,der Etat der Heil- und Pflegeanstalten nebst Persoaalanhanggenehmigt und der Antrag betr . Neuregelung der Dienstzeitdes Personals angenommen .Beim Titel X,

Badeanstalten
bringt Abg . Behringer (Deutsch» .) eine Reihe von Wünschenaus der Bäderstadt Baden -Baden zur Sprache . Er bedauert ,daß die Trinkhalle bisher nicht ausgebaut werden konnte, undrühmt das segensreiche Wirken des Landesbades , daran dieBitte knüpfend, daß die Regierung auch fürderhin den Bäder -intereffen ihre tatkräftige Unterstützung angedeihen läßt .Titel X wird ohne weitere Debatte genehmigt, desgleichenTitel XI , Landesfrauenklinik (Landeshebammenlehcanstalt ).Zu Titel XII

Bau -, Wohnungs - «nd SirdlungSwesenerhält Abg . Dr. Glöckner (Dem .) das Wort , um über das Ge-such des Verbandes bad. Gemeinden vom 31. Januar 1928betr . die Verteilung des für den Wohnungsbau bestimmtenLandesanteils an der Gebäudesondersteuer und die auf dengleichen Gegenstand bezüglichen weiteren Gesuche zu berichten.Der Haushaltsausschuß ist der Ansicht , daß der vom Land¬tag beschlossene Modus der Verteilung und die Art seinerDurchführung seitens der Regierung das Richtige treffen .Er stellt deshalb den Antrag , alle Gesuche als durch die am8. Juni d. I . abgegebene Äußerung des Minister !ums desInnern erledigt zu erklären .
Abg . Henrich (Ztr .) bittet , zur Durchführung des Muh.nungSbauprogramms die Regierung , beim Reiche darauf hin-zuwirken , daß eine regelrechte Verteilung der Bauarbeitenauf das ganze Jahr erfolgt . Hinderlich sei der Bureaukratis -mus mancher Gemeinden . In bezug auf den Wohnungsbaukönne sich das Land Baden wohl sehen lassen. Es müßtenhöhere Anteile an dem Erträgnis der Hauszinssteuer füralle Länder , nicht nur in Baden , erreicht werden . Sonstkomme man zu keiner Lösung des Wohnungsproblems . Essei falsch, zu behaupten , daß der Lohnanteil zur Verteuerungdes Bauens beitrage . Der Lohnanteil sei sich im wesentlichengleich geblieben, aber die Materialien hätten sich empfindlichverteuert .

Abg . Gündert (D . Vp.) erwidert dem Vorredner , er habeden Beweis dafür nicht erbracht, daß der BureaukritismuSder Gemeinden das größte Hemmnis für den Wohnungsbaudarstelle. Ihm sei weder aus der Stadt , an deren Spitze erstehe , noch von anderen Städten etwas bekannt geworden,was eine derartige Charakterisierung rechtfertigen würde .Was die Städte aus der Gebäudesondersteuer erhielten , reichebei weitem nicht an die enormen Leistungen der Gemeindenheran . Die Gemeindeverwaltungen erfüllten auf dem Gebietdes Wohnungsbaues bis aufs äußerste ihre Pflicht.Abg. Aman« (Ztr .) wünscht größeres Entgegenkommen derBaupolizei bei Erteilung der Bauerlaubnis .Abg. Rartzloff (Soz .) hält ein rascheres Tempo im Woh¬nungsbau für geboten. Die Gemeinden haben aus eigenemganz bedeutende Mittel aufgewendet , um dem Wohnungselendzu steuern . Was die Bauthpen anlangt , so gebe es inDeutschland sachverständige Architekten genug . Die Gemein¬den sollten auf die Beizugskosten für die Gehwege verzichten.Solange Wohnungsnot und Wohnungselend bestehen, müffedie Zwangswirtschaft aufrechterhalten bleiben.Abg. Laug (Deutsch«.) stellt das vorbildliche Wirken desBürgermeisters Schneider für di« Wohnungspolitik der StadtKarlsruhe fest . Der Redner verweist auf eine ungewöhnlicheÜberspannung des Hvlzpreises. Hier müffe der Staat mitseinem reichen Holzbestand eingreisen . Nur wenn der Woh¬nungsbau mit allen Mitteln gefördert wird, werden wir ausder Zwangswirtschaft herauskommen .
Abg . Hofheiaz (Dem .) erinnert gleichfalls an die großenAufwendungen der Städte zur Finanzierung deS WohnunßS-baueS. Man vergegenwärtige fich darüber hinaus die Hohe

des Zinsen - und TilgungsdiensteS der verbandsfreien G«.memden . Diese Leistungen verdienten alle AnerkennungEme besondere soziale Pflicht bestehe in der guten glücklichenLosung der Wohnungsfrage für die Schwerkriegsbeschädigtenund die kinderreichen Familien . Daß die ReichsbesoldungS-ordnung für letztere keinen Ausgleich geschaffen hat, bedeuteeine große Harte . Hier müffe man eben auf den Landes -ausgleichs stock zurückgreifen, der zu diesem Zweck verstärktwerden sollte. Daß man auf die Wohnungszwangswirtschafterst dann verzichten kann, wenn die Wohnungsnot einiger¬maßen behoben ist, ist ein durchaus vertretbarer gesunderGedanke.
Abg. Bock (Komm. ) kann sich mit der heutigen Wohnungs¬politik nicht befreunden . Sie käme denen zugute , die hoheMieten bezahlen könnten ; es sei denn, daß sich die betreffendeFamilie mit nur einem Raume begnügt und die übrigenZimmer an Untermieter abgibt.Abg. von A« (Wirtschpt.) führt aus , die Wohnungsnot werdemcht beseitigt, wenn nicht dafür gesorgt wird, daß neben denosfkntlichen Bauten in weitgehendem Maße auch die privateBautätigkeit einsetzt . Ohne raschen zweckmäßigen Abbau derZwangswirtschaft würden normale Verhältnisse nicht einkehren.Abg. Heck (Ztr .) setzt sich für nachhaltige Förderung derJnnenkolonisation ein.

Abg . Maier -Heidelberg (Soz . ) weist darauf hin , daß in Ba-den noch etwa 80 000 Hektar nicht meliorisiert sind . Hier könntelandwirtschaftlich baureifes Gelände geschaffen und eine An¬zahl Bauernfamilien angesiedelt werden. Mjt Entsendungvon Demon strationsbauern nach dem Osten werde nichts ge¬holfen . Eine großzügige Siedelung im Reiche ist möglich , auchfür die badischen Bauernsöhne wünschenswert. Dazu mußaber von dem Enteignungsparagraphen Gebrauch gemachtwerden ohne Vorentschädigung gegenüber dem ostelbischenGroßgrundbesitzer. Auch wir sind der Meinung , daß ein Aus -Äeich zwischen Baupreis und Mietpreis wird erfolgen muffen.Solange aber die Industrie erklärt , nicht in der Lage zu sein,den Mietern die Löhne zu zahlen , die nötig sind, um die höhe¬ren Mieten tragen zu können, solange müssen wir uns mitdem jetzigen System behelfen. Bei Aufhebung der Zwangs¬wirtschaft wären die. Mieter der Willkür des Grund - undHausbesitzers ausgeliefert . Die Schwerkriegsbeschädigten habenin erster Linie das Recht auf ein« menschenwürdige Wohnung .Der Redner wandte sich dann gegen -den Abg. Bock . So seies nicht, als ob gar nichts geschehen wäre . Die Sozialdemo¬kraten freuten sich, daß seit 1919 in Baden 60000 Wohnungenneu erstellt werden konnten. Tausende armer . Teufel seienaus den Höhlen herausgekommen . Die Arzte hätten festgestellt,daß die Arbeiterkinder in der Heidelberger Siedlung Schaffen -gund außerordentlich gesünder sind als jene der Altstadt . DieStraßen - und Gehwegkosten könnten höchstens gestundet, abernicht geschenkt werden. Dies würde dann ja auch den Ver¬mögenden zugute kommen. Wir werden jeder zur Förderungdes Wohnungsbaues geeigneten Maßnahme zustimmen , wollenaber auch anerkennen , was die badische Regierung auf diesemGebiete getan hat.
Abg . Waldrck (D . Vpt .) gibt Anregungen zur Wohnungs¬mangelgesetzgebung.
Abg . Grvhhans (Soz .) setzt sich mit dem Abg. von Au aus¬einander .
Ministerialdirektor Föhrenbach geht auf verschiedene in derAussprache aufgerollte Fragen ein. Sowohl die Reichsregie-rung wie die Landesregierung haben rechtzeitig für 1928 einBauprogramm aufgestellt. Aber es fehlte Geld und es fehltheute noch. Erinnern wir uns an die plötzliche Verknappungdes Geldmarktes 1927/28 und daran , daß sich die Reichsregie¬rung gezwungen sah, die Ausländsanleihen einzuschränken.Leider wird der Standpunkt , daß die Förderung des Woh¬nungsbaues nicht zu den produktiven Ausgaben gehöre/ immernoch seitens des Reiches aufrechterhalten . Was Baden «mlangt ,so reichen wir mit den Mitteln der Gebäudesondersteuer undder Wohnungsbauanleihe nicht aus . Wir verteilen monatlich900 000 Ml an die Städte und ländlichen BezirkSwohnungs -verbände . Aus der Wohnungsbauanleihe von 10 Millionenkonnten bisher 7,7 Millionen zur Verteilung kommen, derenUnterbringung dem Finanzminister gelungen ist . Er ist zurZeit bemüht, auch die restlichen 2,3 Millionen unterzubringen .Wir haben ferner den vom Landtag bewilligten 5-Millionen »Kredit zur Zinsverbilligung verteilt . Alle diese Gelder findunzureichend . Wir müssen labend anerkennen und hervor¬heben, daß unsere Städte sich ernstlich bemühen , weit mehrMittel für den Wohnungsbau aufzuwenden , als ihnen aus d^rGebäudesondersteuer zur Verfügung stehen. Die sofortigeAushebung der Zwangswirtschaft würde zu einer entsetzlichenKatastrophe führen . Daß das Ziel die Aufhebung sein muß,sei allen klar. Nur über den Zeitpunkt vermag man keineProphezeiung anzustellen . Den Klagen des Abg. Amann überdie Verzögerung von Baugesuchen durch das Bezirksamt Über¬lingen werden wir nachgehen. Die Bezirksämter sind ange¬wiesen, Bausachen jederzeit als Eilsachen zu behandeln . DerRegierungsvertreter teilt schließlich an der Hand von Zahlenmit , daß auch die Zuschüsse zu Bauvorhaben für Kriegs¬beschädigte und kinderreiche Familien keineswegs gering sind.Ter Kleinwohnungsbau ist natürlich in erster Linie zu för¬dern . Was das Wohnungsmangelgesetz betrifft , so werden wirangesichts der verschieden gelagerten örtlichen Verhältnisse all¬gemeine Richtlinien für das Land nicht hinausgeben . ZurZeit schweben Erwägungen zur Lockerung der Zwangswirt¬schaft für gewerbliche Räume . Weiter zu gehen, hält derStaatspräsident zur Zeit nicht für tragbar .Der Redner stellt zum Schluffe mit Genugtuung die Er¬folge im Wohnungsbau in Baden fest . Daß von 60 000 neu¬erstellten Wohnungen 40 000 bezuschußt werden konnten, willschön etwas heißen.

Abg . Duffner (Ztr .) äü ßert sich über die Lage der Holzwirt -schaft in Beziehung auf die Baupreise . « ^ ,Die Abgeordneten Burkhard (Dem . ) und Bock (Komm. )machen Ausführungen zur Siedlungspolitik .Damit ist die Rednerliste erschöpft .
ES folgen persönliche Bemerkungen der Abgeordneten He«,rich (Ztr .), von Au (Wpt .), Lang (Dntl .), Gündert (D . Vp.),Maier (Soz .) . Sack (Ztr .), Großhans ( Soz . ) und Bock

^
Dank

^
weitherziger Auslegung der Geschäftsordnung durchden Präsidenten sieht man sich fast völlig rn dre Debatte zu-

rückversetzt . Danach wird der Titel XII bewilligt und einAntrag der Koalitionsparteien angenommen , wonach die Re¬gierung prüfen soll , ob ohne Beeinträchtigung des Eigenheim¬bauer auch den gemeinnützigen Baugenossenschaften sonder -darlehen bewilligt werden können, wenn sie Kriegsbeschädigtenunb « roberte «!* » dauernd geeignete Wohnungen zur Versu -
gung stellen.

Zu Titel XIII
Gewerbeausficht und Arbeitsrecht

fordert Abg Hartman » (Ztr . ) erhöhten Arbeiterschutz. Er zolltder Tätigkeit des Gewcrbeaufstchtsamtes lebhafte Anerkennung ,wünscht, daß die Arbeiterschaft weit mehr als bisher von demRecht der Betriebsratswahl Gebrauch macht und tritt dafürein. daß bei Vergebung von Arbeiten durch das Reich das LandBaden bester berücflichtigt wird als es seither der Fall Wmc.zumal wir «As Grenzland besonders schwer unter der Ar-beitSlosigkeit , u leiden haben . Zu begrüßen wäre es , wennLandeSmittel zur Förderung von Rotstandsarbeiten flüssig ge-
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